
Anhang 4 zu § 2 Absatz 1: Ausbildungsvertragsformular 

 

 

AUSBILDUNGSVERTRAG 

im Rahmen der Ausbildung zur Pflegefachfrau/zum Pflegefachmann 

auf der Grundlage des Pflegeberufegesetzes (PflBG) 

gemäß § 2 ORA-DRS-PIA/Pflege 

 

Zwischen       

 

(als Träger der praktischen Ausbildung, im Nachfolgenden „Ausbildender“ genannt) 

 

vertreten durch       

 

und 

 

Frau/Herrn        

 

(als Schülerin/Schüler Ausbildung, im Nachfolgenden „Auszubildende/Auszubildender“ genannt) 

 

geboren am       

 

wohnhaft in       

 

Konfession:       

 

wird (bei Minderjährigen) unter Zustimmung ihrer/seiner gesetzlichen Vertreter, 

 

Frau       und Herrn       

 

wohnhaft in       

 

vorbehaltlich      1  

 

folgender Ausbildungsvertrag geschlossen:       

                                                      
1
 Ausfüllen, wenn die Wirksamkeit des Vertrages z. B. von dem Ergebnis einer Prüfung oder einer ärztlichen 

Untersuchung abhängig gemacht wird. 

Platzhalter für das „Logo" der anstellenden Einrichtung 



§ 1 

Gegenstand der Ausbildung, Ausbildungszeit, Probezeit 

(1) Die/Der Auszubildende wird in dem staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden Ausbil-

dungsberuf einer Pflegefachfrau/eines Pflegefachmanns ausgebildet. 

(2) Der Vertiefungseinsatz wird durchgeführt 

 in der allgemeinen Akutpflege in stationären Einrichtungen 

 in der allgemeinen Langzeitpflege in stationären Einrichtungen 

 in der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege 

 mit Ausrichtung auf die ambulante Akutpflege 

 mit Ausrichtung auf die ambulante Langzeitpflege 

 in der pädiatrischen Versorgung 

 in der allgemein-, geronto-, kinder- oder jugendpsychiatrischen Versorgung 

(3) Ist im Ausbildungsvertrag ein Vertiefungseinsatz im Bereich der allgemeinen Langzeitpflege in stationären 

Einrichtungen oder der allgemeinen ambulanten Akut- und Langzeitpflege mit der Ausrichtung auf den Be-

reich der ambulanten Langzeitpflege vereinbart, kann sich der/die Auszubildende für das letzte Ausbil-

dungsdrittel entscheiden, statt die bisherige Ausbildung nach Teil 2 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) zur 

Pflegefachfrau/zum Pflegefachmann fortzusetzen, eine Ausbildung zum/zur Altenpfleger/-in durchzuführen. 

Ist im Ausbildungsvertrag ein Vertiefungseinsatz im Bereich der pädiatrischen Versorgung vereinbart, kann 

sich die oder der Auszubildende für das letzte Ausbildungsdrittel entscheiden, statt die bisherige Ausbildung 

nach Teil 2 des PflBG zur Pflegefachfrau/zum Pflegefachmann fortzusetzen, eine Ausbildung zum/zur Ge-

sundheits- und Kinderpfleger/-in durchzuführen. Das Wahlrecht nach Satz 1 bzw. Satz 2 soll vier Monate 

und kann frühestens sechs Monate vor Beginn des letzten Ausbildungsdrittels ausgeübt werden. 

(4) Die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung, sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der 

Ausbildung ergeben sich aus dem anliegenden Ausbildungsplan. 

(5) Die/Der Auszubildende wird während der Ausbildungszeit, die nach der Ausbildungsordnung vorgeschrie-

ben ist, beschäftigt. Das Ausbildungsverhältnis beginnt am       und endet voraussichtlich am      . 

(6) Die ersten sechs Monate der Ausbildung sind Probezeit. 

§ 2 

Vertragsgrundlagen 

(1) Das Ausbildungsverhältnis bestimmt sich nach 

a) der Ordnung zur Regelung der Ausbildungsverhältnisse der Diözese Rottenburg-Stuttgart Allgemeiner 

Teil und Besonderer Teil praxisintegrierte Ausbildung und Pflege (ORA-DRS-PIA/Pflege), 

b) den Beschlüssen der Kommission zur Ordnung des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts (Bistums-KODA) 

der Diözese Rottenburg-Stuttgart, soweit sie die Ausbildung betreffen, 

c) den aufgrund der Zentral-KODA-Ordnung erlassenen Rechtsvorschriften, soweit sie die Ausbildung be-

treffen, 

d) den Dienstvereinbarungen mit der Mitarbeitervertretung  

in ihren jeweils geltenden Fassungen. 

(2) Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes mit den sich daraus ergebenden besonderen Rechten und Pflich-

ten ist Bestandteil des Ausbildungsvertrags. 

(3) Der Schulvertrag ist Bestandteil dieses Vertrags. Für das Ausbildungsverhältnis gelten ferner die Schulord-

nung und die Hausordnung in der jeweiligen Fassung. 

(4) Der Auszubildenden/Dem Auszubildenden stehen die Rechte aus der Mitarbeitervertretungsordnung eben-

falls zu, sofern sie unter § 3 MAVO fallen. 

§ 3 

Ausbildungsstätte 

Die Ausbildung wird durchgeführt in      . 

Der Ausbildende behält sich eine Versetzung an andere Einrichtungen vor, soweit dies zur Erreichung des Aus-

bildungsziels erforderlich ist. 



§ 4 

Pflichten des Ausbildenden 

Der Ausbildende verpflichtet sich, 

a) dafür zu sorgen, dass der/dem Auszubildenden die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen 

vermittelt werden, die zum Erreichen des Ausbildungsziels nach dem Ausbildungsplan erforderlich sind, 

b) geeignete Fachkräfte mit der Durchführung der Ausbildung zu beauftragen, 

c) der/dem Auszubildenden vor Beginn der Ausbildung den Ausbildungsplan zur Verfügung zu stellen, 

d) die/den Auszubildende/n zum Besuch der Schule zu verpflichten und freizustellen. Das Gleiche gilt, wenn 

ein Teil der Ausbildung außerhalb der Ausbildungsstätte stattfindet, 

e) der/dem Auszubildenden nur Tätigkeiten zu übertragen, die dem Ausbildungszweck dienen. 

§ 5 

Pflichten der/des Auszubildenden (Schülerin/Schülers) 

Die/Der Auszubildende erwirbt die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen, die erforderlich sind, 

um das Ausbildungsziel in der vorgesehenen Zeit zu erreichen. Sie/Er verpflichtet sich insbesondere 

a) die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen, 

b) an den Lehrveranstaltungen und Prüfungen der Schule sowie an sonstigen Ausbildungsmaßnahmen und 

Prüfungen teilzunehmen, 

c) den Weisungen zu folgen, die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung erteilt werden, 

d) Ausbildungsmittel und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln, 

e) die weiter geltenden Bestimmungen, insbesondere Hygiene- und Unfallverhütungsvorschriften zu beachten, 

f) über Vorgänge, die ihr/ihm im Rahmen der Ausbildung bekannt werden, auch über die Beendigung der 

Ausbildung hinaus, im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Stillschweigen zu wahren, 

g) bei Fernbleiben von der Ausbildungsstelle oder von sonstigen Veranstaltungen unter Angabe von Gründen 

unverzüglich dem Ausbildenden Nachricht zu geben und ihm bei Krankheit oder Unfall spätestens am drit-

ten Tage eine ärztliche Bescheinigung zuzusenden, wobei der Ausbildende berechtigt ist, die Vorlage einer 

ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen, 

h) auf Verlangen dem Ausbildenden ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis vorzulegen, 

i) an den Maßnahmen gemäß § 5 Absatz 1 Satz 2 OPMs-DRS teilzunehmen, 

j) den für die Beschäftigten der Einrichtung nach der OPMs-DRS geltenden Verhaltenskodex sowie die 

Selbstauskunftserklärung zu unterzeichnen, 

k) die Zeugnisse der Fachschule unaufgefordert zeitnah dem Ausbildenden vorzulegen. 

§ 6 

Vergütung, Berufsbekleidung 

(1) Das Entgelt der/des Auszubildenden beträgt zur Zeit im 

ersten Ausbildungsjahr       Euro 

zweiten Ausbildungsjahr       Euro 

dritten Ausbildungsjahr        Euro 

Das Entgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig, wie das den Beschäftigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt. 

Darüber hinaus gelten die arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen des Ausbildenden. 

(2) Wird eine besondere Berufsbekleidung vorgeschrieben, so wird sie vom Ausbildenden zur Verfügung ge-

stellt. 

(3) Der/Dem Auszubildenden wird das Entgelt auch gezahlt 

a) für die Zeit der Freistellung für den Schulbesuch, 

b) bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung bis zur Dauer von sechs Wochen nach Maß-

gabe der gesetzlichen Bestimmungen, bei Wiederholungserkrankungen in entsprechender Anwendung 

der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Bestimmungen, 

c) wenn sie/er aus einem sonstigen in ihrer/seiner Person liegenden Grund unverschuldet verhindert ist, die 



Pflichten aus dem Ausbildungsverhältnis zu erfüllen. 

§ 7 

Arbeitszeit, Arbeitsbefreiung, Urlaub 

(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt zur Zeit 39,5 Stunden. Darüber hinaus gelten die für die 

Arbeitszeit maßgeblichen arbeitsvertragsrechtlichen Regelungen des Ausbildenden. 

(2) Die/der Auszubildende hat Anspruch auf Erholungsurlaub in Höhe von derzeit       Arbeitstagen in jedem 

Kalenderjahr, soweit gesetzliche oder arbeitsvertragsrechtliche Bestimmungen keine abweichende Regelung 

treffen. Beginnt oder endet das Ausbildungsverhältnis im Laufe eines Jahres, steht als Erholungsurlaub für 

jeden vollen Monat ein Zwölftel des Urlaubsanspruchs zu. Der Urlaub ist in der unterrichtsfreien Zeit zu 

nehmen. 

§ 8 

Kündigung 

(1) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 

gekündigt werden. 

(2) Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur 

gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 

b) von der/dem Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen, 

c) wenn die/der Auszubildende von der schulischen Ausbildung ausgeschlossen worden ist, 

d) bei Kündigung/Aufhebung des Schulvertrags. 

(3) Die Kündigung muss schriftlich, im Falle von Absatz 2 Buchstabe a unter Angabe von Gründen erfolgen. 

Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen den 

zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind. 

§ 9 

Nebenabreden, Vertragsausfertigungen 

(1) Zu diesem Ausbildungsvertrag wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

      

(2) Die Nebenabrede kann unabhängig von diesem Ausbildungsvertrag mit einer Frist von 

 zwei Wochen zum Monatsschluss 

       zum       

gesondert schriftlich gekündigt werden. 

(3) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 

(4) Vorstehender Vertrag ist in drei gleichlautenden Ausfertigungen ausgestellt und von den Vertragsschließen-

den eigenhändig unterschrieben. 

§ 10 

Ausschlussfrist 

(1) Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von 12 

Monaten nach Fälligkeit von der/dem Auszubildenden oder vom Dienstgeber in Textform geltend gemacht 

werden. Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruchs auch für später fäl-

lige Leistungen aus. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan. 

 

 

 

………………………………………… …………..….…………………………………… 

Ort, Datum    Stempel und Unterschrift Ausbildender 

 



 

 

………………………………………… …………..….…………………………………… 

Ort, Datum    Unterschrift Auszubildende/Auszubildender 

 

 

 

………………………………………… …………..….…………………………………… 

Ort, Datum    bei Minderjährigen Unterschrift der/des gesetzlichen  

      Vertreterin/Vertreters  

 

Gesehen und einverstanden: 

 

 

………………………………………… …………..….…………………………………… 

Ort, Datum    Stempel und Unterschrift der Schule 

 

 

Anlagen des Ausbildungsvertrags: 

 Grundordnung des kirchlichen Dienstes  

 Dienstordnung 

 Aufgabenbeschreibung  

 Ausbildungsplan 

 Derzeit bestehende Dienstvereinbarungen      2 

       

Hinweis bzw. Merkblätter betreffend 

 Verpflichtung kirchlicher Datenschutz 

 Belehrung und Information zum AGG 

wurden Frau/Herrn       am       anlässlich der Vereinbarung dieses Ausbildungsvertrags überge-

ben/ausgehändigt. 

 

 

 

………………………………………… …………..….…………………………………… 

Ort, Datum    Unterschrift Auszubildende/Auszubildender 

 

Zutreffendes bitte ankreuzen! 

 

 

                                                      
2
 Hier sind die zum Zeitpunkt des Vertragschlusses bestehenden Dienstvereinbarungen aufzulisten und der/dem 

Mitarbeiterin/Mitarbeiter bei Vertragsschluss in geeigneter Form (z. B. elektronisch oder bei Bedarf in Papier-

form) zur Verfügung zu stellen. 


